Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

am letzten Wochenende hat die Politik wieder eine Chance vertan; Eine Chance, Politik für die Mehrheit der Menschen zu machen.

Sie alle haben dem Druck der Arbeitgeber nachgegeben. 

Wir demonstrieren heute hier, weil wir mit dem Ergebnis der Verhandlungen zwischen schwarz-gelb und rot nicht einverstanden sind. 

Das Ergebnis stellt uns weder bei Hartz IV noch bei der Leiharbeit zufrieden.

Das Ergebnis ändert nichts aber auch gar nichts für die Menschen.

Die Menschenwürde ist erneut mit Füssen getreten worden.

Ich kann euch nur empfehlen einmal die Artikel 22 bis 26 in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die auch Deutschland unterschrieben hat, nachzulesen. So steht im Artikel 23
1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf den Schutz vor Arbeitslosigkeit

2. Jeder ohne Unterscheid hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, ggfs. ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen.
4. Jeder hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten.

Das Trauerspiel der letzten Wochen hat damit doch nichts, aber auch überhaupt nichts zu tun. Die Betroffenen waren nicht Mittelpunkt der Verhandlungen sondern die Parteiinteressen.
Die SPD will wieder an die Macht, die CDU/CSU hatte nur ein Interesse: Durchzuregieren, die Opposition nicht über den Bundesrat mitregieren zu lassen, und den Haushalt nicht zusätzlich zu belasten. Und natürlich das Hauptmotiv: der in den Existenzkampf verstrickten FDP keine Zugeständnisse zuzumuten. 

Schonung des Koalitionspartners und seiner Wählerklientel war wichtiger als die Lage der Hartz-IV-Betroffenen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

· Leiharbeit wird missbraucht zur Lohndrückerei!

· Leiharbeit wird missbraucht zur Spaltung der Beschäftigten!

· Leiharbeit wird missbraucht um die Stammbelegschaften klein zu halten.

Damit muss Schluss sein! 

Arbeit ist keine Ramschware. Arbeit ist der wertvollste Rohstoff, den wir in Deutschland haben. 

Wir haben Anspruch auf respektvollen Umgang.

Wir wollen Arbeit – Sicher und Fair!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
lasst mich noch kurz aus der Westfälischen Rundschau von heute zitieren:
Es ist aus einem Gespräch mit unserem 2. Vorsitzenden Detlev Wetzel:
„Eigentlich wollte die SPD beim Thema Leiharbeit auf die Gewerkschaften zugehen. In einer „Mannheimer Erklärung“ verlangte die SPD vor wenigen Tagen

„gleichen Lohn für gleiche Arbeit“ von Leiharbeitern und der Stammbelegschaft, außerdem einen Mindestlohn von 8,50 Euro.

Doch nun ist die Gewerkschaft bitter enttäuscht von der SPD. (Ich selbst bin da nicht enttäuscht, ich habe nichts anderes erwartet. Sogar den Grünen war das zu viel, sie sind vorher aus dem Trauerspiel ausgestiegen. 
DIE LINKE hatte man bereits von Anfang an gar nicht mit einbezogen, weil man wusste, dass mit ihnen so etwas gar nicht zu machen sei). 

Ich zitiere weiter aus der Zeitung:

„Hintergrund ist eine Einigung der Sozialdemokraten mit

Union und FDP. Der Kompromiss sieht vor, dass die mehr als 800 000 Beschäftigten der Leiharbeitsbranche ab dem 1. Mai als Stundenlohn mindestens 7,60 Euro (West) oder 6,65 Euro (Ost) erhalten sollen.“ 
(Ich schiebe ein: 7,60 Euro bei einer 35 Stunden-Woche bedeutet Brutto 1.157 Euro. Damit liegt der Beschäftigte netto unter der Pfändungsgrenze!!!)
Ich zitiere weiter aus der Zeitung:

 „Das Ergebnis ist beschämend für die beteiligten Parteien und schlimm für die Beschäftigten“, sagte

Detlef Wetzel, Zweiter Vorsitzender der IG Metall, im Gespräch mit dieser Zeitung. „Die Beschäftigten sollen offenbar für dumm verkauft werden. 
Mit den beschlossenen Lohnuntergrenzen wird lediglich abgebildet, was in den meisten Betrieben längst Realität ist. Zur wichtigsten Verbesserung konnten sich Union, FDP und SPD aber nicht durchringen:

der Einführung von gleichen Löhnen für gleiche Arbeit.“

….Damit hat die SPD und die schwarz-gelbe Bundesregierung erneut Politik gegen alle  Beschäftigten ob fest angestellt, befristet oder in der Leiharbeit gemacht.“ 
Und ich sage, die Bundesregierung Hand in Hand mit der SPD hat erneut Politik gegen alle Arbeitslosen gemacht.
Die Einführung eines Mindestlohnes in der Leiharbeit löst das Problem des Missbrauches und des hohen Drucks auf reguläre Beschäftigung nicht. Der jetzt beschlossene Mindestlohn ist ein Placebo. Der Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit und gleiche Behandlung wurde nicht beschlossen. 
Damit wird den Arbeitgebern die Möglichkeit weiterhin eröffnet eine zweite Lohnlinie unterhalb der Tarife für die Stammbelegschaften einzuziehen. Notwendig wären jedoch ein umfassender Gleichbehandlungsgrundsatz ab dem ersten Tag der Beschäftigung, eine Festsetzung einer Höchstüberlassungsdauer und die Wiedereinführung des Synchronisationsverbotes
(d.h. das Leiharbeitsverhältnis darf nicht nur für die Dauer des Einsatzes abgeschlossen werden).
Kolleginnen und Kollegen,

aber es geht uns nicht nur um eine Regulierung der Leiharbeit.

Wir wollen insgesamt eine andere Art der Arbeit. 

Eine neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt. 

Arbeit ist der wertvollste Rohstoff, den Deutschland besitzt. 

Es gilt ihn zu hegen und zu pflegen. 

Arbeit darf nicht zur Ramschware verkommen.

Heute arbeiten rund 6,5 Millionen im Niedriglohnbereich!

Fast 7,5 Millionen Menschen arbeiten in 400-Euro-Jobs ohne jegliche Form der sozialen Sicherung.

Übrigens: von den 41 Millionen Erwerbstätigen zahlen überhaupt nur noch 28 Millionen in die Renten-, in die Kranken-, in die Arbeitslosenversicherung ein. Würden alle einbezahlen, dann hätten die Kassen und damit wir kein Finanzierungs- geschweige denn Demographieproblem.
· Es ist ein Skandal, wenn man den ganzen Tag hart arbeitet und dann nicht genug Geld zum Leben hat!

· Es ist ein Skandal, wenn man den ganzen Tag arbeitet und dann durch Hartz IV aufstocken muss. 

Arbeit hat keine Würde wenn man nicht von Ihr leben kann!

Prekäre Arbeit = prekäres Leben = ungutes Leben
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

Darum gilt: Schluss mit der Ausbeutung!

Schluss mit prekärer Beschäftigung!

Kolleginnen und Kollegen,

Gerade Jugendliche und junge Arbeitnehmer werden in diese Hungerlohnjobs abgeschoben.

Wer prekäre Beschäftigung fördert oder zulässt, untergräbt massenhaft Lebensperspektiven. 

Vor allem junge Menschen brauchen und wollen sichere Arbeit, um ihr Leben – auch ihr Privatleben planen zur können. 

Die Realität zeigt aber:

Immer weniger Betriebe bilden aus. 

Rund 50 Prozent aller Auszubildenden werden nicht mehr übernommen.

In der Gruppe der 15- bis 24-jährigen ist die Erwerbslosenquote fast doppelt so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. 

Statt guter Ausbildung und guten Arbeitsplätzen werden die Jungen  in unsichere und schlecht bezahlte Arbeitsplätze abgedrängt. Teilweise finden sie eine Beschäftigung in der Leiharbeitsbranche und landen wieder in ihrem alten Ausbildungsbetrieb.
Wir stehen für sichere und faire Arbeit. 

Deshalb setzen wir heute ein deutliches Zeichen!

Wir fordern die Übernahme der Ausgebildeten in eine feste Beschäftigung statt prekärer Beschäftigung oder Arbeitslosigkeit. 

Denn nur mit stabilen und qualifizierten Belegschaften meistern wir die Herausforderungen der Zukunft. 

Nur mit angemessen bezahlter Arbeit stärken wir die Binnenkonjuktur!

Und nur mit ausreichend Beitragszahlern stabilisieren wir unsere sozialen Sicherungssysteme!

Nur so geben wir den jungen Menschen eine gute Perspektive für die Zukunft. 
Kolleginnen und Kollegen,

eine prekäre Arbeitsform ist kein selbst gewählter Lebensstil, nur weil sie massenhaft erzwungen wird!

Wir akzeptieren nicht den Weg der Turbo-Flexibilisierung. 

Flexibilisierung gibt es mit uns nur unter dem Schutz tariflicher Regelungen und betrieblicher Mitbestimmung.

Das gilt auch für die Hochqualifizierten.

Denn prekäre Beschäftigung ist auch ein Thema für sie. 

Auch Hochschulabsolventen brauchen heute bis zu fünf Jahre, bis sie sich beruflich etabliert.

Wer über den drohenden Fachkräftemangel klagt und zugleich für Absolventen von Fach- und allgemeinen Hochschulen nur Praktika oder Werkverträge statt sicherer Beschäftigung bietet, der treibt ein böses Spiel!

Auch für Hochschulabsolventen gilt: 

Übernahme nach einer betrieblichen Ausbildung ist ein Muss! 

Denn wer ein Jahr lang an einem Traineeprogramm eines Unternehmens teilgenommen hat und danach nicht übernommen wird, hat schlechte Ausgangsbedingungen auf dem Arbeitsmarkt. 

Weniger bekannt ist der Missbrauch beim Thema Werkvertrag. 

Neben Leiharbeit und Befristung infiziert hier eine neue Krankheit den Arbeitsmarkt. 

Was in der Produktion die Leiharbeit, ist in vielen Forschungs- und Entwicklungsbereichen der Werkvertrag. 
Überall herrscht ein Wildwuchs an Werkverträgen. 

Wie viele es sind, können Betriebsräte oft nur erahnen.

Hier wachsen mitbestimmungs- und tariffreie Zonen, die sich der Gestaltung und Kontrolle durch Betriebsräte entziehen.

In vielen Fällen handelt es sich dabei um Scheinwerkverträge.

Wie bei der Leiharbeit arbeiten Beschäftigte mit Werkvertrag zu einem großen Teil Hand in Hand mit Stammbelegschaften, sie werden eingesetzt wie normale Beschäftigte. 

Viele bleiben aber Arbeitnehmer zweiter Klasse. 

Sie verdienen weniger, sie haben keine Interessenvertretung.
Und die Arbeitgeber umgehen Kündigungsschutz, betriebliche Mitbestimmung und tariflich Bezahlung.

Sie tragen keine Verantwortung für Abgaben an die Sozialversicherung.  

Dagegen müssen wir etwas unternehmen!

Wie bei der Leiharbeit werden durch Werkverträge Stammarbeitsplätze ersetzt. 

Schon jetzt werden in fast 40 Prozent der befragten Betriebe Werk- und Dienstverträge als Flexibilisierungsinstrument eingesetzt. 

Die Unternehmen setzen voll auf unsichere oder gering entlohnte Beschäftigung. 

Das ist nicht die Erfolgsformel, die uns jahrzehntelang Wohlstand beschert und uns erfolgreich durch die Krise getragen hat!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
lasst uns nicht wegsehen. Treten wir ein für 

· gleiche Arbeits- und Lebensbedingungen für alle

· gleiche soziale Absicherung für alle

Kolleginnen und Kollegen,

betrachtet man die Arbeitsrealität von Frauen, wird schnell klar, dass Frauen schon lange unter prekären Bedingungen arbeiten. 

Die Frauenerwerbsquote steigt - aber von der Arbeit leben können viele trotzdem nicht. 

Frauen arbeiten zwangsweise immer kürzer und zu immer schlechteren Bedingungen. 

2009 waren nur 37 Prozent der Vollzeitbeschäftigten Frauen. Sie stellten aber mit  knapp 84 Prozent den Löwenanteil der Teilzeitbeschäftigten.

Die Hälfte von ihnen bringt monatlich nicht mehr als 800 Euro Brutto nach Hause. 

Oft haben Frauen schlicht keine andere Wahl. 

Es gibt nur Teilzeitangebote für sie. 

Teilzeit ist für viele Mütter die einzige Möglichkeit, Beruf und Kinder miteinander zu vereinbaren. 

Weil trotz aller öffentlichen Bekundungen viel zu wenig Betreuungsmöglichkeiten da sind.

Zudem haben die Arbeitgeber gerade in den sogenannten Frauenberufen in einem erheblichen Umfang sozialversicherungspflichtige Vollzeitstellen abgebaut. 

Und dafür viermal so viele Minijobs geschaffen. 

Immer mehr Frauen bleibt deshalb nur der berühmte Minijob, wenn sie eigenes Geld verdienen wollen. 
Ein eigenständiges, Existenz sicherndes Einkommen bieten diese Minijobs bekanntlich nicht. 

Alarmierend ist: Rund 70 Prozent der Minijobber sind weiblich. 

Am 8. März 2011 jährt sich das 100. Mal der internationale Frauentag. Sicherlich wurde einiges erreicht, aber immer noch liegen Welten zwischen den Einkommen von Frauen und Männern, immer noch tragen Frauen die Hauptlast der Familien- und Kinder- und Pflegearbeit.  Das muss sich ändern! Da müssen wir alle daran arbeiten.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Deutschland ist in Europa das Land mit dem größten Niedriglohnsektor. Der Frauenanteil beträgt rund 70 Prozent. 

Das kann und darf auf Dauer nicht sein!

Arbeit muss zum Leben reichen - das gilt auch für Frauen. 

Wir brauchen deshalb gerade aus Frauensicht Mindestlöhne. 
Gerade aus Frauensicht müssen wir prekäre Beschäftigung eindämmen und Beschäftigten unseren Schutz und unsere Solidarität anbieten.

Damit sich die Arbeitbedingungen nicht weiter verschlechtern.

Frauen haben ein Recht darauf, ihre Existenz selbst zu sichern. 

Ob mit oder ohne Kinder, verheiratet oder unverheiratet, vom Berufsleben bis in die Rente!

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Auseinandersetzung gegen prekäre Beschäftigung ist auch ein Kampf um den Respekt vor der Arbeit und den Menschen, die sie leisten.

Wir werden es nicht hinnehmen, wenn ein fester Arbeitsplatz, Tarifeinkommen und Kündigungsschutz zu Auslaufmodellen degradiert werden sollen. 
Wir nehmen es nicht hin, wenn Beschäftigte zu Bittstellern beim Sozialamt werden, weil das Einkommen nicht zum Leben reicht.

Damit muss endlich Schluss sein! 

Kolleginnen und Kollegen,

aus den Geschichtsbüchern wissen wir: 

Tagelöhnerei und Hungerlöhne gab es im Frühkapitalismus. 

Wollen wir dahin zurück? 

Nein!

Und darum müssen wir die stoppen, die das Rad der Geschichte zurückdrehen wollen!

Der Wert der Arbeit muss wieder erhöht werden.
· Wir akzeptieren keine Zweiklassengesellschaft im Betrieb!

· Wir akzeptieren auch nicht, dass Menschen arm sind trotz Arbeit. 

Wir werden in den Betrieben und gegenüber der Politik keine Ruhe geben.  Dazu rufe ich euch hier und heute auf.
Wir wollen Arbeit – sicher und fair! 

Dafür lohnt es sich zu kämpfen!
Heidi Scharf, 1. Bevollmächtigte der IG Metall Schwäbisch Hall am 24.2.2010

Es gilt das gesprochene Wort

